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Landkreis: Rems-Murr-Kreis 
Gemeinde: Rudersberg 
Gemarkung: Schlechtbach 

Einfacher Bebauungsplan nach § 30 (3) BauGB 
und örtliche Bauvorschriften 

Keltern, 1. Änderung 

Aufstellung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 

Maßstab 1:750               
Auszug aus dem Liegenschaftskataster gefertigt und zum Bebauungsplan ausgearbeitet. 

Projektnummer: 220240025 

 
Plüderhausen, den 04.09.2024/04.12.2024 

Verfahrenshinweise für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 
(§ 74 LBO) 

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1) BauGB) am 17.09.2024 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschl. (§ 2 (1) BauGB) am 26.09.2024 

Beschluss der Veröffentlichung im Internet bzw. der öffentlichen 
Auslegung (§ 3 (2) BauGB am 17.09.2024 

Ortsübliche Bekanntmachung der Veröffentlichung im Internet bzw.  
der öffentlichen Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am 26.09.2024 

Veröffentlichung im Internet bzw. öffentliche Auslegung 
(§ 3 (2) BauGB)  vom 04.10.224 bis 04.11.2024 

Satzungsbeschluss des Bebauungsplans (§ 10 (1) BauGB) und 
der örtlichen Bauvorschriften (§ 74 (1) i. V. mit § 74 (7) LBO) am 17.12.2024 

     Ausgefertigt: Rudersberg den .....................  

Raimon Ahrens, Bürgermeister 

Ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses des  
Bebauungsplans und der örtlichen Bauvorschriften (§ 10 (3) BauGB) am 10.01.2025 

Zur Beurkundung: 

Raimon Ahrens, Bürgermeister 
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Textteil für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 

Rechtsgrundlagen: §§ 2, 9 und 13a des Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) und § 4 Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 582, ber. S. 
698), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBl. S. 229, 231) in Verbin-
dung mit § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 5. 
März 2010 (GBl. S. 357), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 
2023 (GBl. S. 422). Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 

Aufhebungen: Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs bisher bestehenden 
örtlichen planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere örtliche bau-
polizeiliche Vorschriften werden aufgehoben. 

Festsetzungen: In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:  

1. Bebauungsplan „Keltern, 1. Änderung“             
Planungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO) 

Allgemeines Wohngebiet (WA) - § 4 BauNVO. Die Ausnahmen nach § 4 (3) Nr. 4 und 5 
BauNVO (Gartenbaubetriebe und Tankstellen) werden gemäß § 1 (6) BauNVO nicht Be-
standteil des Bebauungsplans. 

1.2 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

besondere (von § 22 (1) BauNVO abweichende) Bauweise. Zugelassen sind Einzel- und 
Doppelhäuser mit einer Gesamtlänge von höchstens 18 m und seitlichen Grenzabständen im 
Sinne der offenen Bauweise (b). 

1.3 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 (1) Nr. 6 BauGB) 

Die zulässige Zahl der Wohnungen ist begrenzt auf drei Wohnungen im Einzelhaus und zwei 
Wohnungen je Doppelhaushälfte.  

1.4 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 23 BauNVO) 

1. Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt.  

2. Ausnahmen gemäß § 23 (3) Satz 3 BauNVO  

Die festgesetzten Baugrenzen können mit untergeordneten Bauteilen, Eingangs- und 
Terrassenüberdachungen sowie Vorbauten und Terrassen bis 5 m Breite um bis zu 3 m 
überschritten werden. Der Abstand zur öffentlichen Fläche muss mindestens 2 m betra-
gen. 

1.5 Nebenanlagen, Garagen und überdachte Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12, 
14 und § 23 BauNVO) 

a) Garagen - eingeschossig - und überdachte Stellplätze (Carports) sind nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen und auf den dafür vorgesehenen Flächen (Ga) zuläs-
sig. Sie können ausnahmsweise auf den nicht überbaubaren Flächen zugelassen werden.  

b) Von befestigten öffentlichen Verkehrsflächen müssen mit seitlichen oder hinteren Außen-
wänden Abstände von mindesten 0,5 m eingehalten werden. Der Ein- und Ausfahrtsbe-
reich von Garagen muss mindestens 5,0 m, der von überdachten Stellplätzen (Carports) 
mindestens 1,0 m Abstand zur öffentlichen Verkehrsfläche einhalten. 
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c) Nebenanlagen in Form von Gebäuden im Sinne des § 2 (2) LBO sind bis zu einer Größe 
von max. 30 m³ auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Die Anzahl ist 
dabei auf ein Nebengebäude pro Baugrundstück auf den nicht überbaubaren Flächen be-
schränkt. Von öffentlichen Verkehrsflächen muss ein Abstand von mind. 2,0 m eingehal-
ten werden.  

1.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und   
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

a) Die Befestigung von PKW-Stellplätzen darf nur mit einer dauerhaft wasserdurchlässigen 
Flächenbefestigung (Rasengitter, Rasenpflaster, Dränpflaster oder ähnlichem) erstellt 
werden.  

b) Zur Minimierung baubedingter Bodenverdichtungen sind die verdichteten Bereiche nach 
Abschluss der Baumaßnahmen wirkungsvoll zu lockern. 

c) Zur Schonung nachtaktiver Insekten sind für die Außenbeleuchtung insektenfreundliche 
und abstrahlungsarme Leuchtmittel nach dem neuesten Stand der Technik zu verwen-
den. Es sind Leuchten zu wählen, die kein Streulicht erzeugen. Die Außenbeleuchtung ist 
auf das unbedingte erforderliche Maß zu beschränken. 

d) Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass keine Lebensstätten geschützter Tierar-
ten (z.B. Vogelnester, Fledermausquartiere, Mulch bewohnende Käfer oder Eidechsen-
vorkommen) beeinträchtigt werden. 

e) Stützmauern, Lichtschächte und Entwässerungsanlagen sind so anzulegen, dass keine 
Fallen für Kleintiere entstehen.   

f) Mutterboden, der beim Bau (der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen und ande-
ren Änderungen der Erdoberfläche) anfällt, ist gesondert von tieferen Bodenschichten 
auszuheben und in maximal zwei Meter hohen Mieten zu lagern. Er ist in kulturfähigem, 
biologisch-aktivem Zustand zu erhalten und zur Rekultivierung und Bodenverbesserung 
zu verwenden. 

g) Bei Abbrucharbeiten, Gehölzrodungen und Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass 
keine Lebensstätten geschützter Tierarten (z.B. Vogelnester, Fledermausquartiere, 
Mulch bewohnende Käfer oder Eidechsenvorkommen) beeinträchtigt werden. Die arten-
schutzrechtliche Unbedenklichkeit der Maßnahmen ist durch einen Sachkundigen zu be-
stätigen. Eventuell erforderliche Gehölzrodungen dürfen nicht in der Vegetationsperiode 
von 01. März bis 30. September durchgeführt werden. 

1.7 Pflanzzwang (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 

a) Flächiger Pflanzzwang: Je angefangene 300 m² Grundstücksfläche ist mindestens ein 
standortgerechter Laub- und/oder Obstbaum sowie zwei Laubsträucher zu pflanzen. (Ar-
tempfehlung siehe 1.7 b). 

b) Artenempfehlung: Bäume, 4 x verpflanzt mit Ballen, Stammumfang 16-18 bzw. 18-20 
(Sortenauswahl ist möglich): Bergahorn - Acer pseudoplatanus, Birne - Pyrus communis, 
Eisbeere - Sorbus torminalis, Feldahorn - Acer campestre, Gewöhnliche Traubenkirsche 
- Prunus padus, Hainbuche - Carpinus betulus, Speierling - Sorbus domestica, Spit-
zahorn - Acer platanoides, Vogelbeere - Sorbus aucuparia, Vogel-Kirsche - Prunus avi-
um, Winterlinde - Tilia cordata, heimische Obstbäume. Sträucher, 2 x verpflanzt mit Bal-
len, Höhe 40 -60 cm /100 - 150 cm: Echte Hunds-Rose - Rosa canina, Haselnuss - Co-
rylus avellana, Heckenkirsche - Lonicera xylosteum, Gewöhnlicher Liguster - Ligustrum 
vulgare, Gewöhnliches Pfaffenhütchen - Euonymus europaeus, Gemeiner Schneeball - 
Viburnum opulus, Roter Hartriegel - Cornus sanguinea, Schwarzer Holunder - Sambucus 
nigra, Trauben-Holunder - Sambucus racemosa, Wolliger Schneeball - Viburnum lantana, 
Wein-Rose - Rosa rubiginosa.  
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Hinweise: 

a) Im Plangebiet ist damit zu rechnen, dass Funde im Sinne von § 20 Denkmalschutzgesetz 
zutage treten, bei denen es sich um meldepflichtige Kulturdenkmale nach § 2 DSchG 
handelt. Dem Regierungspräsidium ist Gelegenheit zu geben, vor jeglichen Erdbewe-
gungsarbeiten archäologische Untersuchungen durchzuführen. 

Auf die Einhaltung der Bestimmungen der § 20 und 27 DSchG wird verwiesen. Sollten 
bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde entdeckt wer-
den, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu be-
nachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Kno-
chen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfär-
bungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem 
Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsi-
dium Stuttgart (Referat 84.2) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung 
und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten 
im Bauablauf zu rechnen.) 

b) Grundwasserableitungen - auch über das öffentliche Abwassernetz - sind unzulässig. 
Grundwassererschließungen sind der Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen. Beab-
sichtigte Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund mit 
Grundwasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind rechtzeitig vor deren Ausführung 
anzuzeigen. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, 
so sind die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und 
das Landratsamt als untere Wasserbehörde zu benachrichtigen (§ 43 (1) und (6) WG). 

c) Auf Grund der geologischen Untergrundverhältnisse werden den Bauherren objektbezo-
gene Baugrunduntersuchungen gem. DIN 4020 empfohlen. 

d) Durch Baumaßnahmen bedingte Bodenverdichtungen sind auf ein Minimum zu be-
schränken. 

Verdichtete Bereiche sind nach Abschluss der Bauarbeiten durch geeignete Maßnahmen 
wieder wirkungsvoll zu lockern. 

Bei erforderlichen Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets darf der Mutterbo-
den des Urgeländes nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für Auf-
füllungen ist ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden. 

Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. Ver-
mischungen mit Bodenmaterial auszuschließen sind. 

Für den Umgang mit Böden, die für eine bodennahe Verwertung bzw. eine Erdauffüllung 
vorgesehen sind, gelten die Vorgaben aus der DIN 19731, zudem sind die §§ 6-8 der 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) beachten. Auf das Merkblatt 
"Bodenauffüllungen" des Landratsamtes wird hingewiesen. Grundlage für die Beurteilung 
von Böden zur Nutzung bzw. Verwertung ist die BBodSchV. 

Unbelasteter, verwertbarer Erdaushub ist vorrangig einer technischen Verwertung zuzu-
führen. Dadurch werden sowohl wertvolle Rohstoffvorräte, als auch knapper werdendes 
Deponievolumen geschont. Im Falle verfahrenspflichtiger Baumaßnahmen, bei denen 
mehr als 500 m³ Erdaushub anfallen, ist gemäß § 3 Absatz 4 LKreiWiG der Baurechts-
behörde ein Abfallverwertungskonzept vorzulegen. Einer "Vor-Ort-Verwertung" ist grund-
sätzlich Vorrang einzuräumen.  

Wirkt ein Vorhaben auf einer nicht versiegelten, nicht baulich veränderten oder unbebau-
ten Fläche von mehr als 0,5 Hektar auf den Boden ein, hat der Vorhabenträger für die 
Planung und Ausführung des Vorhabens zur Gewährleistung eines sparsamen, scho-
nenden und haushälterischen Umgangs mit dem Boden ein Bodenschutzkonzept zu er-
stellen.  
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Greift ein Vorhaben auf einer Fläche von mehr als 1,0 Hektar nicht versiegelten, nicht 
baulich veränderten oder unbebauten Fläche ein, kann die Bodenschutzbehörde eine 
bodenkundliche Baubegleitung fordern, die die Umsetzung des Bodenschutzkonzeptes 
überwacht. 

e) Die Inhalte des Merkblattes „Bodenschutz bei Baumaßnahmen“ des Landratsamtes 
Rems-Murr-Kreis sind bei allen Erdarbeiten zu beachten (siehe Anlagen der Begrün-
dung). 

f) Bei Planung und Bauausführung sind die Hinweise des Merkblattes „Dezentrale Beseiti-
gung von Niederschlagswasser“ des Landratsamts Rems-Murr-Kreis zu beachten (siehe 
Anlagen der Begründung). 

g) Um Vogelschlag zu vermeiden, wird für große und nicht strukturierte Glasflächen über 2 
m² die Verwendung von Vogelschutzglas empfohlen.  
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2.Örtliche Bauvorschriften                                     
für den Geltungsbereich des Bebauungsplans  
„Keltern, 1. Änderung“ 

2.1 Äußere Gestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

a) Dachform und Dachneigung der Hauptgebäude: Entsprechend Planeintrag. Ausnahms-
weise können Satteldächer mit einer Neigung von unter 35 ° zugelassen werden.  

Von den Festsetzungen ausgenommen sind untergeordnete Dachflächen, wie z.B. bei 
Dachterrassen, Dachaufbauten u. ä.  

b) Dachform der Garage und Carports - soweit sie nicht in das Hauptgebäude integriert sind 
- ausschließlich Satteldach oder extensiv begrüntes Flachdach. 

c) Farbgebung der Dächer der Hauptgebäude: Die geneigten Dachflächen sind mit kleinfor-
matigen (Ziegelgröße), naturroten bis rotbraunen oder anthrazitfarbenen Dachdeckungs-
elementen einzudecken. Photovoltaik-Anlagen sind allgemein zulässig. Bei Doppelhaus-
hälften ist die Farbgebung der Dächer einheitlich zu wählen. Parabolantennen sind farb-
lich ihrem Hintergrund anzugleichen.  

d) Farbgebung der Außenfassaden: Leuchtende oder reflektierende Farben bzw. Materialien 
sind unzulässig. Parabolantennen sind farblich ihrem Hintergrund anzugleichen. 

2.2 Einfriedungen und Stützmauern (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Als Einfriedungen sind Hecken aus heimischen Sträuchern (z.B. Wildrose, Holunder, Hasel, 
Liguster, Schneeball, Hartriegel, Hainbuche), Zäune oder Mauern zulässig. Zulässige Höhen 
der Einfriedungen: 

- lebende Einfriedungen (Hecken): max. 1,5 m 

- Zäune:        max. 1,2 m 

- massive Einfriedungen (Mauern): max. 0,5 m, geländebedingte Stützmauern sind bis 
maximal 1,0 m zulässig, verbleibende Höhenunterschiede sind abzuböschen. 

Von befahrbaren Verkehrsflächen ist mit Einfriedungen und Stützmauern ein Grenzabstand 
von mindestens 0,5 m einzuhalten. 

2.3 Unbebaute Flächen der bebauten Grundstücksteile (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Nicht überbaute Grundstücksflächen, die nicht als Zufahrten, Stellflächen, Fahrgassen, Feu-
erwehraufstellflächen und Wege benötigt werden, sind zu begrünen, gärtnerisch anzulegen, 
zu gestalten, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.  

Kies-, Schotter- und Steingärten sowie Kunstrasenflächen sind unzulässig. 

2.4 Antennenanlagen (§ 74 (1) Nr. 4 LBO) 

Je Gebäude ist max. 1 Außenantenne und 1 Parabolantenne zulässig. 

 2.5 Erhöhung der Zahl der Stellplätze (§ 74 (2) Nr. 2 LBO) 

Abweichend von § 37 (1) LBO wird die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen in Abhängig-
keit von der Wohnungsgröße wie folgt festgesetzt: 

a) bei einer Wohnfläche bis zu 40 m²   1 Stellplatz je Wohnung 

b) zwischen 40 und 70 m²      1,5 Stellplätze je Wohnung 

c)  bei Wohnungen über 70 m²     2 Stellplätze je Wohnung 

Halbe Stellplätze sind im Gesamtergebnis aufzurunden. 


